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Das bessere Schulkonzept

Unsere Alternative
zum Volksantrag
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Fraktionsvorsitzender
MdL Dr. Fritz Hähle

Die CDU-Fraktion wird
(voraussichtlich im Dezem-
ber 2002, siehe Entwurf ab
Seite 13) einen Gesetzent-
wurf in den Landtag einbrin-
gen, der das Sächsische
Schulgesetz in wesentlichen
Punkten verbessert. Dieser
Entwurf ist die bessere Al-
ternative zum Volksantrag,
weil er auch als notwendige
Schlussfolgerung aus der
PISA-Studie die Qualität des
Unterrichts und die Bil-
dungschancen der Schüle-
rinnen und Schüler in den

chancen: In der Grundschule
wird ab der dritten Klasse eine
Fremdsprache unterrichtet.

Welche das sein soll, ent-
scheidet die jeweilige Schule
selbst. Durch die Zusammen-
arbeit von Schule, Kindergar-
ten und Hort soll die Schulein-
gangsphase erleichtert wer-
den. Die Eigenverantwortung
der Schulen wird gestärkt.

Derzeit werden in Sachsen Unterschriften zur
Unterstützung eines Volksbegehrens gesammelt,
mit dem Ziel, das Schulgesetz zu ändern. Unsere
Verfassung sieht in Artikel 72 Abs. 2 vor, dass der
Landtag zum Volksentscheid einen eigenen Ge-
setzentwurf beifügen kann. Von dieser Möglichkeit
will die CDU-Fraktion Gebrauch machen.

Von MdL Dr. Fritz Hähle

Mittelpunkt stellt. Die CDU-
Landtagsfraktion stellt mit
ihrem Gesetzentwurf als Al-
ternative zum Volksantrag die
Weichen für eine weitreichen-
de Reform des sächsischen
Bildungswesens.

Der in dieser Sonderaus-
gabe von „Direkt“ vorgestell-
te Entwurf beschreibt den er-
sten entscheidenden Schritt,
dem alsbald weitere folgen
werden. Folgende Punkte sind
Bestandteil unserer Qualitäts-
offensive für besseren Unter-
richt und bessere Bildungs-
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Hinweis: Diese Broschüre wird im Rahmen

der Öffentlichkeitsarbeit der CDU-Fraktion

des Sächsischen Landtages herausgegeben.

Sie darf weder von Parteien noch von Wahl-

helfern im Wahlkampf zum Zwecke der Wahl-

werbung verwendet werden. Den Parteien ist

es gestattet, die Druckschrift zur Unterrich-

tung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.

Ziele

  ❑

(FORTSETZUNG VON SEITE 1)
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Besonders wichtig für die spätere
Entwicklung sind die Grundlagen,

die in den ersten Schuljahren
vermittelt werden: Lesen,

Schreiben, Rechnen.

F
O

T
O

: 
 D

Ö
R

I N
G

/ P
LU

S
 4

9

Dazu dienen eigenständige
Schulprogramme und ver-
bindliche Qualitätsstandards.
Die Schulleiter können über
ein Kontingent flexibel ein-
setzbarer Unterrichtsstunden
verfügen, und sie werden
künftig an der Auswahl des
Lehrpersonals beteiligt.

Für die Klassen 5 bis 12
werden weitere freiwillige
Ganztagsangebote eröffnet.
Die Grundlage dafür ist die
bessere Verzahnung von
Schuljugendarbeit und außer-
schulischen Einrichtungen.
Die Eltern sollen mehr Mit-
wirkungsmöglichkeiten erhal-
ten. Als bessere Alternative
zum Volksantrag ist ein selb-
ständig ausfüllbarer Gestal-
tungsspielraum der Schul-
netzplanungsträger (das sind
die Landkreise und Kreisfrei-
en Städte) vorgesehen. Damit
erfolgt eine behutsame An-
passung des Schulnetzes an
die sinkenden Schülerzahlen,
ohne dass qualitativ-inhaltli-
che Ansprüche dabei in den
Hintergrund treten. Deshalb
muss die Mittelschule in der
Regel mindestens zweizügig
und in den Gymnasien min-
destens dreizügig sein.
Schulträger müssen zusam-

menarbeiten. In begründeten
und definierten Ausnahmefäl-
len kann es hiervon aber Ab-
weichungen geben. Dies be-
deutet, dass im Einzelfall Au-
ßenstellen oder Schulverbün-
de möglich sind.

Zur besseren Koordinati-
on der Schulträger sollen die-
se zur Zusammenarbeit ver-
pflichtet werden. Dem Kon-
zept liegen Mindestschüler-
zahlen bei Mittelschulen und
Gymnasien von 20 Schülern
je Klasse zugrunde. Bei
Grundschulen sind minde-
stens 15 Schülern je Klasse
notwendig. Es wird eine neue
Klassenobergrenze von 28
Schülern eingeführt. Die Leh-
ren aus PISA haben auch ge-
zeigt, dass eine weitere quali-
tativ-inhaltliche Entwicklung
des Schulsystems zwingend
erforderlich ist. Deshalb ha-
ben wir uns auf eine weiter-
gehende Schulgesetznovelle
noch in dieser Wahlperiode
verständigt. Dazu werden wir
mit allen Betroffenen in Dia-
log treten. Beabsichtigt sind
insbesondere Fixierung von
Bildungsstandards und die
Stärkung der Eigenverantwor-
tung von Schulleitern und
Schule.
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Das aktuelle Interview

Leistungsorientierte
Schule notwendig

?

Schulpolitischer Sprecher der
CDU-Fraktion, MdL Thomas
Colditz

?

?
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„Wer uns Unbe-

weglichkeit vor-

wirft, sollte sich mit

dem Inhalt unseres

Gesetzentwurfes

beschäftigen.“

Kampfgeist auf schwie-
rigem Terrain:
Schulpolitiker Thomas
Colditz zum CDU-
Vorstoß eines neuen
Schulgesetzes und den
Volksentscheid

Dresden. Als Lehrer ist
er vom Fach, als heimat-
verbundener Mensch weiß
er, wo den Menschen die
Probleme auf den Nägeln
brennen. Thomas Colditz
aus Aue scheut sich nicht,
sich mit der eigenen
Regierung und Fraktions-
kollegen anzulegen, um
seine Vorstellungen einer
leistungsstarken, zugleich
ortsnahen Schule durchzu-
setzen. Der Gesetzentwurf
zu einem neuen Schulge-
setz trägt im Wesentlichen
die Handschrift von
Colditz. Mit dem
schulpolitischen Sprecher
der CDU-Fraktion im
Landtag sprach Hubert
Kemper, Freie Presse.

Freie Presse: Ihr Gesetz-
entwurf muss mit dem Makel
leben, dass er erst auf Druck
der Bürgerbewegung zustan-
de gekommen ist.

MdL Thomas Colditz:
Ich mache keinen Hehl aus
meiner Enttäuschung, dass
wir nicht viel früher die
Initiative ergriffen haben.

Die Aktion „Zukunft braucht
Schule“ konzentriert sich
weitgehend auf die Frage
von Schulstandorten,
während bei uns die Qualität
des Unterrichts  mindestens
ebenso hohes Gewicht hat.

Freie Presse: CDU-
Kultuspolitik litt bisher
unter dem Image, lediglich
Schulschließungen und
Lehrerstellenabbau anzuord-
nen.

MdL Thomas Colditz:
An alten Vorurteilen festzu-
halten, ist immer bequem
und lässt in diesem Fall aus,
wie sich bedingt durch den
Schülerrückgang die Relati-
on Lehrer-Schüler verbes-
sern wird. Wer uns Unbe-
weglichkeit vorwirft, sollte
sich mit dem Inhalt unseres
Gesetzentwurfes beschäfti-
gen. Das beginnt bei der
Zulassung von Ausnahmere-
gelungen für einzügige
Mittelschulen, reicht über
die Herabsetzung des
Klassenteilers von 33 auf
eine Obergrenze von 28
Schülern bis zur Reduzie-
rung der Mindestschülerzahl
von 20 auf 15 in Grundschu-
len.

Freie Presse: Die CDU-
Fraktion begibt sich mit
diesem Vorstoß klar auf
Kollisionskurs mit dem
Kultusminister. Er lehnt
einzügige Mittelschulen ab.

Interview

?
!

Letztendlich zählt aber das
Ergebnis, und unser Entwurf
ist der inhaltlich
ausgereiftere, weil er auch
für die Entwicklung der
Schullandschaft der
zukunftsträchtigere Entwurf
ist. Die CDU zeigt eine
Alternative auf. Sinnvoller
kann doch Demokratie
überhaupt nicht ausgefüllt
werden: Die Bürger werden
beim Volksentscheid nicht
schlicht mit Ja oder Nein,
sondern zwischen zwei
Konzepten entscheiden
können.

Freie Presse: Wo liegen
die Unterschiede?

MdL Thomas Colditz:
In einem gesunden
Kompromiss zwischen den
Vorstellungen der Befürwor-
ter des Volksantrages und
Lehren aus der PISA-Studie. ▼
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Stundenpoolaufstockung ab 2003 - Absenkung der Lehrerpflichtstundenzahl ab 2004/2005

Finanzierungssicherung der Berufsschulen
in freier Trägerschaft auf bisherigem Niveau

Von MdL Thomas Colditz

  ❑

  ❑

MdL Thomas Colditz:
Die Regierung ist in die
Beratungen mit einbezogen
worden. Der Kultusminister
kennt unsere Überzeugung:
Wir wollen flexible Lösun-
gen bei den Standorten und
eine qualitativ bessere
Schule.

Freie Presse: Bei der
Schulnetzplanung stehen die
Landkreise aber unter
starkem Druck. Werden hier
nicht bereits vollendete
Tatsachen geschaffen?

MdL Thomas Colditz:
Der Gesetzentwurf ist auch
dem Kultusminister bekannt,
und ich erwarte, dass dies in

die Genehmigung der
Schulnetzplanung einfließen
wird. Eine Schulpolitik, die
von oben befiehlt, soll ja der
Vergangenheit angehören.
Nun dürften den Worten
Taten folgen.

Freie Presse: Könnten
Sie sich vorstellen, Mitglied
in dem Verein zu sein, der
mit 450.000 Unterschriften
die Schulpolitik des Landes
umkrempeln will?

MdL Thomas Colditz:
Die Berührungsängste, die
andere haben mögen, kenne
ich nicht. Der CDU und
unserer Offensive haben die
Gespräche mit Andersden-

kenden genutzt und nicht
geschadet. Denn vieles, was
die Bürgerbewegung an-
strebt, findet sich auch in
unserem Entwurf wieder.
Allerdings in einem besseren
Gesamtkonzept. Sachsen
darf in der Bildungspolitik
nicht stehen bleiben, sonst
werden wir international
schonungslos abgehängt.
Das funktioniert nicht mit
Zwergschulen, sondern
leistungsstarken Einheiten.
Wo Ausnahmen erforderlich
sind, bieten wir bewegliche
Lösungen an.

Die Redaktion bedankt
sich bei der Freien Presse,
die den Beitrag zur Verfü-
gung gestellt hat.

(FORTSETZUNG VON SEITE 3)

Interview

Die CDU-Fraktion des
Sächsischen Landtages
hat ein Maßnahmepaket
beschlossen, dass
unsere Schulen auf die
Zukunft vorbereitet.

In Übereinstimmung mit
der Staatsregierung wurde
beschlossen, dass im Dop-
pelhaushalt 2003/2004 die im
„Zukunftsprogramm Schule“
enthaltenen personellen und
finanziellen Möglichkeiten
zur Verbesserung der Unter-
richtsqualität eingesetzt wer-
den. Das schließt auch eine

leistungsorientierte Absen-
kung von Unterrichts-
verpflichtungen der Lehrerin-
nen und Lehrer durch den
Stundenpool der Schulleiter
ein.

Allgemeine Obergrenze
von 26 Pflichtstunden

Des weiteren wurde mit
der sächsischen Staatsregie-
rung Übereinkunft erzielt, die
Voraussetzungen zu schaffen,
an Mittelschulen und Gym-
nasien die Obergrenze von 27
Unterrichtsstunden auf eine
allgemeine Obergrenze von
26 Stunden ab August 2004
abzusenken. Darauf aufbau-
end soll eine weitergehende
Gesamtkonzeption für alle

Schulformen unter Einbezie-
hung eines Vorschulunter-
richts durch Grundschul-
lehrer ab August 2004 vorge-
legt werden.

Darüber hinaus wies der
Schulpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion des Sächsi-
schen Landtages, MdL Tho-
mas Colditz (siehe auch In-
terview auf dieser Seite) dar-
auf hin, dass die Finanzierung
der Berufsschulen in freier
Trägerschaft auf bisherigem
Niveau ohne Absenkung in
den Jahren 2003/2004 gesi-
chert sei.

Das von der CDU-Frakti-
on beschlossene Maßnahme-
paket ist Bestandteil der In-
itiative „Das bessere Schul-
konzept“.
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Ein veralteter Entwurf aus dem Jahr 2001

Volksantrag gibt keine
Antworten auf PISA
Von MdL Rita Henke
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Um einer Beliebigkeit von
Bildungsangeboten entgegenzuwir-
ken und verbindliche Standards zu
setzen, kann in unseren Schulen
auf gewisse Inhalte nicht verzichtet
werden.

Zum Volksantrag

Dem in Form eines
Volksantrages einge-
brachte Entwurf zur
Änderung des Schulge-
setzes wurde mit der
CDU-Mehrheit im Säch-
sischen Landtages nicht
zugestimmt.

Maßgeblicher Grund war,
dass wir zwar Verständnis für
die Intentionen haben, diesen
Lösungsweg aber nicht als
richtige Antwort auf die zur-
zeit anstehenden Fragen an-
sehen.  Die Schulausbildung
als grundlegende Vorausset-
zung für unseren Wohlstand
muss weiter qualifiziert wer-
den. Spätestens seit dem Vor-
liegen der bundesweiten Ver-

gleichsstudie PISA E ist dies
jedem offenkundig. Sachsen
hat dabei im bundesweiten
Vergleich einen hervorragen-
den dritten Platz belegt. Die
Umgestaltung des Schulsy-
stems an die Erfordernisse ei-
ner freiheitlichen-demokrati-
schen Gesellschaft in den neu-
en Ländern wurde damit in
Sachsen am besten gelöst.

Zuerst einmal sind wir
sehr zufrieden, dass wir mit
unseren Weichenstellungen
seit 1990 diesen erfolgreichen
Weg beschritten haben. 1990
hatten alle neuen Bundeslän-
der dieselbe Ausgangspo-
sition. Mit dem Engagement
der Lehrer, Eltern und Schü-
ler ist es uns gelungen, die-
sen Umgestaltungsprozess am
besten zu bewältigen. Dies
war nicht immer leicht, wie
die politischen Diskussionen
im Landtag gezeigt haben.

Dennoch ist der von der CDU
gewählte Weg grundsätzlich
richtig gewesen. Hierauf kön-
nen und wollen wir weiter
aufbauen. Gleichzeitig ma-
chen die Ergebnisse von PISA
deutlich, dass Sachsen im in-
ternationalen Vergleich nur
einen durchschnittlichen Platz
belegt.

Wir sind zwar besser als
andere Bundesländer, den-
noch ist es unser Ziel im in-
ternationalen Vergleich in der
Spitzengruppe vertreten zu
sein. Nur auf diese Weise le-
gen wir die Grundlagen für
eine weiterhin prosperieren-
de Gesellschaft. Daraus wird
deutlich, welche Fragen bei
der künftigen Ausgestaltung
des sächsischen Schulsystems
oberste Priorität haben müs-
sen. Es ist die weitere quali-
tativ-inhaltliche Ausgestal-
tung unserer Schulausbil- ▼
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Zum Volksantrag

„Der Volksantrag

legt zu einseitig auf

den Erhalt von

Schulstandorten

Wert.“

Stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende, MdL Rita Henke
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dung. Dies betrifft sowohl die
inhaltliche Qualität des Un-
terrichts als auch die Bil-
dungschancen der Schülerin-
nen und Schüler.

Aus PISA werden Forde-
rungen für die Schulentwick-
lung erhoben, die von grund-
legenden curricularen Verän-
derungen bei Verbesserung
des methodisch-didaktischen
Unterrichts über die Schaf-
fung von verbindlichen Re-
gelungen zur Stärkung der
Professionalität der Lehrer bis
hin zu berechtigten Forderun-
gen auf eine Ausweitung
schulischer Betreuungs- und
Bildungsangebote reichen.

Diese Grundintentionen
zur weiteren qualitativ-inhalt-
lichen Ausgestaltung der
Schulen sind im Volksantrag
zur Änderung des Schulge-
setzes im wesentlichen aus-
geblendet. Bei Berücksichti-
gung der Entstehungsge-
schichte des Volksantrages ist
dies auch nicht verwunder-
lich. Der Volksantrag wurde
Ende 2000 und zu Beginn des
Jahres 2001 entwickelt und
initiiert.

Zu der damaligen Zeit
waren die Ergebnisse von
PISA und PISA E noch nicht
bekannt. Der Volksantrag
konnte daher auch keine Ant-
worten auf diese tiefgreifen-
den wissenschaftlichen Be-
funde geben. Dessen unge-
achtet hat die CDU die Grund-
intentionen der Initiatoren
immer geteilt. Auch wir sind
für den Erhalt eines möglichst
wohnortnahen Schulnetzes.
Wir haben deshalb in ver-
schiedenen Gesprächen mit
den Initiatoren nach Lösungs-
wegen gesucht: Was können
wir gemeinsam für die Mäd-
chen und Jungen in unserem
Lande im Sinne einer mög-
lichst optimalen Schulausbil-
dung tun. Dabei hat sich je-
doch leider gezeigt, dass wir

eine Übereinkunft zur weite-
ren qualitativ-inhaltlichen
Ausgestaltung und der Anpas-
sung des Schulnetzes an die
Halbierung der Schülerzahlen
nicht hinbekommen.

Der Volksantrag betont die
Schul- und Klassengrößen
und will letztlich auch den
Erhalt von Kleinschulstand-
orten. Beispielsweise wird
eine gesetzliche Regelung
vorgeschlagen, die bei allen
gefährdeten Grundschulen zur
Einführung eines jahrgangs-
übergreifenden Unterrichts
führen kann. In der Realität
vor Ort wird diese Entschei-
dung jedoch nicht aus päd-
agogischen Gründen, sondern
allein aus Standortgründen
getroffen werden. Wir halten
dies im Interesse der Schüler
für nicht sachgerecht. Gerade
in der Grundschule müssen
die maßgeblichen Kultur-
techniken, Lesen, Rechnen
und Schreiben, vermittelt
werden. Dies muss in einer
Art und Weise geschehen,
dass die weiterführenden
Schulen auf einem soliden
Fundament aufbauen können.

PISA hat leider ergeben,
dass unsere Mädchen und
Jungen in diesen elementaren
Kulturtechniken nicht gut ge-
nug sind. Daher müssen wir
alles daran setzen, dies deut-
lich zu verbessern. Nur auf
dieser Grundlage werden die
schulischen Leistungen im
internationalen Vergleich in
eine Spitzenstellung gelangen
können. Der Volksantrag bie-
tet unseres Erachtens keine
sachgerechte Grundlage, um
ein ausgewogenes und be-
darfsgerechtes Schulnetz als
Antwort auf die Halbierung
der Schülerzahlen auszufor-
men. Es wird zu einseitig auf
den Erhalt von Schulstand-
orten Wert gelegt. Dies ver-
braucht einseitig Ressourcen,
deren Einsatz im qualitativ-

inhaltlichen Bereich wesent-
lich sinnvoller ist. Dessen un-
geachtet hat sich die CDU
immer für die Aufrechterhal-
tung eines wohnortnahen
Schulnetzes stark gemacht.

Wir möchten dabei jedoch
die Verantwortungsträger und
Betroffenen vor Ort möglichst
weitgehend in diesen schwie-
rigen Gestaltungsprozess ein-
beziehen. Daher sollen die
Landkreise und Kreisfreien
Städte mit einem flexiblen
und selbständig ausfüllbaren
Gestaltungsspielraum ein ak-
zeptables Schulnetz vor Ort
ausformen. Dabei wird es in
begründeten Einzelfällen
auch Ausnahmen von übli-
cherweise zu erreichender
Klassen- und Schulgrößen
geben müssen. Dies wird auch
einzügige Mittelschulen oder
zweizügige Gymnasien ein-
schließen.

Auf diese Weise wird
mehr Verantwortung an die
Stellen delegiert, die am be-
sten mit den Gegebenheiten
vor Ort vertraut sind. Um ei-
ner Beliebigkeit entgegen zu
wirken, kann auf gewisse
Mindeststrukturen jedoch
nicht verzichtet werden. Ge-
rade diesem Aspekt lässt der
Volksantrag zu wenig Raum.
Daher musste die CDU-Frak-
tion den Volksantrag ableh-
nen. Wir haben das  aus unse-
rer Sicht bessere Konzept ent-
wickelt, das wir bei einem
möglichen Volksentscheid
den Bürgerinnen und Bürgern
als Alternative vorschlagen
werden.

Wir sind davon über-
zeugt, dass damit dem An-
spruch auf eine möglichst
gute Schulausbildung ent-
sprochen wird und gleich-
zeitig eine flexible Antwort
auf die erforderliche Anpas-
sung des Schulnetzes an die
Halbierung der Schülerzah-
len gegeben wird.

(FORTSETZUNG VON SEITE 5)

  ❑



710/02

„Nur wer über die

tatsächlichen Sach-

verhalte informiert

ist, kann letztlich

auch eine richtige

Entscheidung

treffen.“

Argumente

Argumentationspapier: Das Konzept der CDU-Fraktion

Die Alternative zum
Volksentscheid

In allen Schularten beträgt die
Höchstschülerzahl bisher 32; wird
diese Zahl überschritten, muss die
Klasse geteilt werden. Künftig soll
die Obergrenze bei 28 liegen.
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November 2002

Mit der Überschrift „Das
bessere Schulkonzept“ stellen
wir diesen Gesetzentwurf als
Alternative zum Antrag einer
Bürgerinitiative zur Abstim-
mung, wenn es nach dem der-
zeit laufenden Volksbegehren
zu einem Volksentscheid zur
Schulgesetzänderung kom-
men sollte. Wir wollen mit
unserem Entwurf den abstim-

nur mit Ja oder Nein stim-
men. Der dem Volksbegeh-
ren zu Grunde liegende Ent-
wurf der Bürgerinitiative ver-
spricht unseren Schulen eine
bessere Zukunft. Ob dieses
Versprechen haltbar ist und
ob das vorgeschlagene Kon-
zept die richtige Antwort auf
die Erfordernisse unserer Zeit
ist, das werden jedoch die we-
nigsten ohne weiteres beur-
teilen können. Erst der Ver-
gleich mit anderen Konzep-
ten führt doch dazu, dass es
vor der Abstimmung zu einer
inhaltlichen Diskussion
kommt. Nur wer über die tat-
sächlichen Sachverhalte in-
formiert ist, kann letztlich
auch eine richtige Entschei-
dung treffen. Wir wollen Ih-

Die CDU-Landtagsfraktion hat am 6. November
2002 einen Gesetzentwurf beschlossen, der einige
Paragraphen des Schulgesetzes des Freistaates
Sachsen ergänzen soll mit dem Ziel, die Qualität
des Unterrichts und damit die Bildungschancen
sächsischer Schülerinnen und Schüler zu verbes-
sern.

mungsberechtigten Bürgerin-
nen und Bürgern beim Volks-
entscheid eine echte Wahl-
möglichkeit zwischen zwei
Konzepten ermöglichen.
Stünde nur der von einer Bür-
gerinitiative aus PDS, SPD,
Lehrergewerkschaften, El-
tern- und Schülervertretern
eingebrachte Entwurf zur Ab-
stimmung, dann könnte man
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Argumente

„Schüler müssen je

nach ihrer individu-

ellen Begabung

und ihrem Lei-

stungsvermögen

mehr gefordert und

gefördert werden.“

(FORTSETZUNG VON SEITE 7)

nen deshalb im Folgenden
„Das bessere Schulkonzept“
vorstellen und uns mit dem
Antrag der Bürgerinitiative
auseinandersetzen.

1. Ausgangszustand im
Freistaat Sachsen

Sachsens Schulwesen, das
in den Jahren seit 1990 neu
gestaltet wurde, kann sich im
deutschlandweiten Vergleich
durchaus sehen lassen. Eine
Vergleichsstudie, genannt
PISA-E (Abkürzung für Pro-
gramme for International Stu-
dent Assessment – das E steht
für Erweiterungsstudie) sieht
Sachsens Schüler auf Platz 3
in Deutschland und auf Platz
1 in den neuen Ländern.

Allerdings belegen deut-
sche Schüler im internationa-
len PISA-Leistungsvergleich
insgesamt nur einen Platz im
unteren Drittel. Dieses Ergeb-
nis hat die deutsche Öffent-
lichkeit zu recht aufge-
schreckt. Auch für Sachsen
bedeutet das: Unser dritter
Platz in Deutschland ist nicht
ausreichend. Wir müssen uns
an den Ländern orientieren,
die international ganz vorn
liegen.

Die allgemeine Erkennt-
nis aus der PISA-Studie lau-
tet: Die Qualität des Unter-
richts muss besser werden.
Schüler müssen je nach ihrer
individuellen Begabung und
ihrem Leistungsvermögen
mehr gefordert und gefördert
werden.

Besonders wichtig für die
spätere Entwicklung sind die
Grundlagen, die in den ersten
Schuljahren vermittelt wer-
den: Lesen, Schreiben, Rech-
nen, musische Bildung.

Aber auch die Vorausset-
zungen, die sich im Eltern-
haus und während der vor-
schulischen Betreuung her-
ausbilden, sind von großem

Einfluss. Welche Schlussfol-
gerungen müssen wir aus die-
sen Erkenntnissen ziehen?

Die CDU-Fraktion des
Sächsischen Landtages hat
sich darüber seit längerem
Gedanken gemacht und be-
reits im Jahr 2001 ein weit-
reichendes „Zukunftskonzept
Schule“ in Angriff genom-
men.

Dabei mussten wir noch
ein zweites durchaus erhebli-
ches Problem in den Blick
nehmen: Die Schülerzahlen
sind wegen des Geburten-
rückgangs gesunken. Das be-
kamen in den vergangenen
Jahren zuerst die Grundschu-
len zu spüren. Vielerorts wa-
ren nicht einmal mehr die
Mindestschülerzahlen vor-
handen, die nach dem Säch-
sischen Schulgesetz notwen-
dig waren, um wenigstens
eine erste Klasse bilden zu
können.

Als logische Konsequenz
daraus mussten die Einzugs-
bereiche (Schulbezirke) die-
ser Entwicklung angepasst
werden. Das heißt, dass we-
niger Schulen gebraucht wer-
den und dass man sich unter
Berücksichtigung eines trotz
allem noch vertretbaren
Schulweges auf die Schul-
standorte einigen musste, de-
ren Bestand auf längere Zeit
garantiert werden kann.

Das Grundschulnetz ist
inzwischen weitgehend an die
neuen Bedingungen ange-
passt worden. Die Geburten-
zahlen haben sich auf einem
niedrigeren Niveau stabili-
siert. Sie steigen sogar wie-
der geringfügig an. Fest steht,
dass sie in absehbarer Zeit
nicht wieder an die Zahlen
früherer Jahre heranreichen
werden.

Was für die Grundschulen
gilt, trifft natürlich mit einem
zeitlichen Versatz auch auf die
weiterführenden Schulen, die

Mittelschule und das Gym-
nasium, zu. Wir wissen, dass
sich die Schülerzahlen dort in
den nächsten fünf Jahren ge-
genüber dem jetzigen Stand
halbieren werden.

Das heißt nichts anderes,
als dass auch bei den weiter-
führenden Schulen eine Kon-
zentration auf weniger
Schulstandorte unumgänglich
ist.

Die Entscheidung darüber,
welche Schulen Bestand ha-
ben sollen, muss alsbald ge-
troffen werden. Denn noch
längst sind nicht alle Schul-
gebäude so ausgebaut, dass
sie modernen Anforderungen
entsprechen.

Ein Neubau oder ein
grundhafter Ausbau ist aber
eben nur dort sinnvoll, wo
künftig noch genügend Schü-
ler vorhanden sein werden.
Damit die notwendigen Ent-
scheidungen sachkundig und
ortsnah getroffen werden kön-
nen, hat der Sächsische Land-
tag im Dezember 2000 be-
schlossen, die Landkreise und
kreisfreien Städte mit der
Schulnetzplanung zu beauf-
tragen.

Eckwerte und
Rahmenbedingungen

In der Schulnetzplanungs-
verordnung sind dazu die
Eckwerte und Rahmenbedin-
gungen vorgegeben worden,
die sich allerdings nicht streng
an den Vorgaben des Schul-
gesetzes orientieren. Denn
besonders in ländlichen Ge-
bieten käme es sonst mitun-
ter zu unzumutbaren Härten.

Die Schulnetzplanungs-
verordnung sieht bisher fol-
gendes vor:
✎  Grundschulen können ein-
zügig sein (pro Jahrgangsstufe
genügt eine Klasse). Die
Mindestschülerzahl pro Klas-
se beträgt 15.
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„Gegen den Volks-

antrag sprechen

auch sehr gewichti-

ge pädagogische

und inhaltliche

Gründe.“

Argumente

▼

✎  Mittelschulen müssen min-
destens zweizügig sein. Die
Mindestschülerzahl pro Klas-
se beträgt 25 in Ballungsge-
bieten, 20 in ländlichen Ge-
bieten.
✎ Gymnasien müssen minde-
stens dreizügig sein. Die
Mindestschülerzahl pro Klas-
se beträgt 25.

In allen Schularten beträgt
die Höchstschülerzahl 32.
Wird diese Zahl überschrit-
ten, dann muss die Klasse ge-
teilt werden (der Klassenteiler
liegt also bei 33).

Ausnahmen
von der Regel

Von diesen Vorgaben sind
Ausnahmen in begründeten
Fällen möglich, wenn sich
etwa in dünn besiedelten Ge-
bieten oder in Gebirgsgegen-
den bei strenger Handhabung
unzumutbar lange Schulwe-
ge ergeben würden. Als Al-
ternative wird hier angeboten,
dass im Rahmen von Schul-
zweckverbänden dann z. B.
auch einmal ein Mittel-
schulstandort einzügig sein
kann, wenn diese Schule or-
ganisatorisch zu einer minde-
stens zweizügigen Schule in
erreichbarer Nähe gehört.

Im Grundschulbereich be-
steht die Ausnahme von der
Regel oft darin, dass mitunter
auch mal eine erste Klasse mit
weniger als 15 Schülern ge-
bildet werden kann, wenn auf
Grund der Geburtenzahlen im
Schulbezirk gesichert ist, dass
im nächsten Schuljahr die
Mindestschülerzahl wieder
erreicht wird.

Verständlicher Weise set-
zen sich Eltern und Schüler,
Lehrer, Bürgermeister und
Gemeinderäte und meist auch
die ganze Einwohnerschaft
eines Ortes für den Erhalt ih-
rer Schule ein, wenn deren
Bestand gefährdet ist.

Dieser öffentliche Druck
macht es den Verantwortli-
chen oft schwer, vernünftige,
ausschließlich am Wohl der
Schüler und ihrer Bildungs-
chancen orientierte Entschei-
dungen zu treffen. Das ist die
Stimmungslage, mit der die
eingangs erwähnte Bürgerin-
itiative Politik machen will.

Ihr Gesetzentwurf, den sie
per Volksbegehren und
schließlich per Volksantrag
durchbringen möchte, hat das
Ziel, durch Änderung der
Kennwerte Schulschließ-
ungen generell zu vermeiden:
In den Grundschulen soll es
nach den Vorstellungen der
Bürgerinitiative künftig mög-
lich sein, mehrere Jahrgangs-
stufen gemeinsam in einer
Klasse zu unterrichten.

Mittelschulen sollen nach
den Vorstellungen der Bürger-
initiative ohne weiteres auch
einzügig sein können, bei
Gymnasien soll die Zwei-
zügigkeit genügen. Des Wei-
teren sollen nach den Vorstel-
lungen der Bürgerinitiative
die Klassenstärken erheblich
verringert werden.

„Für die Bildung einer
Klasse in der jeweiligen
Klassenstufe sind in der Re-
gel an einer Grundschule we-
nigstens 10, an einer weiter-
führenden Schule in der Re-
gel 15 Schülerinnen und
Schüler erforderlich. – Die
maximale Größe einer Klas-
se liegt bei 25 Schülerinnen
und Schülern“, heißt es im
Volksantrag.

Abgesehen davon, dass
dieses Konzept der Allge-
meinheit sehr viel teurer käme
als das bisherige – es spre-
chen auch sehr gewichtige
pädagogische und inhaltliche
Gründe dagegen. Würde die-
ser Antrag Gesetz, dann
müssten im sächsischen
Schulsystem alle personellen
und finanziellen Ressourcen

für den Erhalt und den Be-
trieb vieler kleiner Schulen
mit jeweils wenigen Schülern
verbraucht werden, und selbst
dann könnte der Schulbetrieb
mehr schlecht als recht auf-
recht erhalten werden.

Reserven, die wir drin-
gend für die Erhöhung der
Qualität des Unterrichts, für
mehr Wahlfreiheit, für mehr
außerschulische und Ganz-
tagsangebote und für die
schrittweise Absenkung der
Pflichtstundenzahl der Leh-
rerschaft benötigen, würden
an der falschen Stelle ver-
braucht.

Hinzu kommt, dass Land
und Kommunen außer Stan-
de wären, in jede noch so klei-
ne Schule zu investieren, da-
mit sie den heute notwendi-
gen baulichen und räumlichen
Anforderungen genügen
könnte. Fachkabinette, Sport-
stätten, zeitgemäße Compu-
terausstattung und anderes
mehr stünden für viele der
sächsischen Schülerinnen und
Schüler nur in ungenügendem
Maße zur Verfügung.

Kein Rückfall
in alte Zeiten

Grundschulen, in denen in
einer Klasse Schüler aus meh-
reren Jahrgangsstufen ge-
meinsam unterrichtet werden,
wären ein Rückfall in längst
überwundene Verhältnisse, als
die Bildungschancen in länd-
lichen Gegenden noch we-
sentlich ungünstiger waren als
in den Ballungsgebieten.
(Nicht gemeint sind hier be-
sondere pädagogische Ange-
bote mit einer eigens dafür
ausgebildeten Lehrerschaft,
wie dies z. B. in der
Montessori-Schule der Fall
ist.)

Die einzügige Mittelschu-
le als Regelfall stellte das
Herzstück unseres Schulsy-
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Argumente

„Unser

Schulkonzept ist

die richtige Antwort

auf die Erkenntnis-

se der PISA-

Studie.“

(FORTSETZUNG VON SEITE 5)

Die CDU-Fraktion spricht sich für
ein paar weniger Schulen in

Sachsen aus, die dafür aber mit
einem breiten Angebot für die

unterschiedlichen Begabungen der
Schüler ausgestattet sein sollen.
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stems in Frage: Die Zusam-
menführung von Hauptschu-
le und Realschule unter ei-
nem Dach.

Denn gerade das hat sich
als Ausgleich sozialer Unter-
schiede, als Anreiz zu mehr
Leistung und zum Erreichen
eines möglichst qualifizierten
Schulabschlusses außeror-
dentlich bewährt. Hinzu
kommt die hervorragende
Durchlässigkeit unseres
Schulsystems, bei dem auch
„Spätentwickler“ noch bis zur
Studierfähigkeit geführt wer-
den können.

In einzügigen Mittelschu-
len kann beim besten Willen
kein Hauptschulgang einge-
richtet werden. Die Wieder-
einführung selbstständiger

Hauptschulen oder die Ein-
richtung von Mittelschulen,
die nur den Hauptschulgang
anbieten, wären also die un-
abweisbare Folge.

Das führte z. B. keines-
wegs zu kürzeren Schulwe-
gen, sondern das Gegenteil
wird in der Regel der Fall
sein. Wären unsere Gymnasi-
en künftig zweizügig statt
mindestens dreizügig, müsste
das bewährte Kurssystem auf-
gegeben werden, mit dem bis-
her eine optimale Vorberei-
tung der Abiturienten auf das
Studium gewährleistet war.

Aus all diesen Gründen
hat die CDU-Landtagsfrak-
tion diesen Volksantrag, der
im Dezember 2001 unter DS-
Nr.: 3/5526 als „Gesetz zur

Änderung des Schulgesetzes
für den Freistaat Sachsen“ in
den Landtag eingebracht wor-
den ist, nach gründlicher Be-
ratung und sorgfältiger Ab-
wägung abgelehnt.

Genau dieser Volksantrag
ist aber nun die Grundlage des
Volksbegehrens, bei dessen
Erfolg ein Volksentscheid
über diesen Gesetzentwurf
der Bürgerinitiative durchge-
führt werden muss. Kommt
es zu diesem Volksentscheid,
dann stellen wir dem unseren
Alternativentwurf „Das bes-
sere Schulkonzept“ gegen-
über, und wir werben ein-
dringlich dafür, dann diesem
Entwurf zuzustimmen.

2. Das bessere
Schulkonzept

Unser Schulkonzept ist die
richtige Antwort auf die Er-
kenntnisse der PISA-Studie,
weil es vor allem anderen die
Verbesserung der Unterrichts-
qualität und damit die Chan-
cen unserer jungen Leute im
Berufsleben in einem verein-
ten Europa zum Ziel hat. Sie
sollen bestens gerüstet sein
für den Wettbewerb mit jun-
gen Leuten aus anderen Län-
dern, die oft eine bessere
Schulbildung genießen, als
das derzeit in Deutschland der
Fall ist.

Deshalb verbinden wir die
notwendige Anpassung des
Schulnetzes an die sinkenden
Schülerzahlen mit einer
Qualitätsoffensive. Be-
währte Strukturen werden er-
halten und weiterentwickelt.

Ein paar weniger Schulen,
dafür aber bestens ausgebaut
und mit einem breiten Ange-
bot für die unterschiedlichen
Begabungen, Neigungen und
das jeweilige Leistungsver-
mögen der Schüler, das ist das
bildungspolitische Ziel, wel-
ches wir mit dem besseren
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Argumente

„Wir bitten deshalb

alle, denen die

Zukunft unserer

Kinder und unseres

Landes wirklich am

Herzen liegt, das

Volksbegehren

nicht zu unter-

schreiben.“

Eine zeitgemäße Computer-
ausstattung ist heute ein Muss an
jeder Schule - da gibt es keine
Zweifel.
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Schulkonzept verfolgen. Da-
bei sehen wir durchaus die
Notwendigkeit, dass Schulen
möglichst ortsnah sein soll-
ten und dass es im Interesse
der Schüler und der Lehrer-
schaft eine vernünftige Ober-
grenze der Schülerzahl pro
Klasse geben muss.

Das geschieht nach unse-
ren Vorstellungen allerdings
im Rahmen von Kennwerten,
die es ermöglichen, notwen-
dige Reserven für mehr
Unterrichtsqualität zu er-
schließen und zu nutzen.

Unser Gesetzentwurf „Das
bessere Schulkonzept“ sieht
die in der Synopse dargestell-
ten Punkte (ab Seite 13) vor.
Diese wenigen Punkte sind
allerdings nur ein erster
Schritt auf dem Weg zu einer
noch viel weiter gehenden
Schulreform in Sachsen, die
wir zur Zeit gemeinsam mit
der Sächsischen Staatsregie-
rung erarbeiten.

Die dazu notwendige Ge-
setzesnovelle wird wie üblich
im Sächsischen Landtag be-
raten und verabschiedet, so-
weit sie nicht die Teile des

Schulgesetzes berührt, deren
Änderung im Rahmen der
Volksgesetzgebung vorgese-
hen sind.

Sollte das laufende Volks-
begehren nicht die notwendi-
ge Anzahl von 450.000 Un-
terschriften erreichen, dann ist
der Weg offen für ein Gesetz-
gebungsverfahren im Landtag
aus einem Guss. Diesen Weg
halten wir für den besseren.

Wir bitten deshalb alle, de-
nen die Zukunft unserer Kin-
der und unseres Landes wirk-
lich am Herzen liegt, das
Volksbegehren nicht zu un-
terschreiben. Wenn Sie ir-
gendwo auf der Straße ange-
sprochen werden, dann las-
sen Sie sich den Gesetzent-
wurf zeigen, den Sie unter-
schreiben sollen. Bitte neh-
men Sie sich die Zeit, den Text
kritisch durchzulesen. Sie
werden merken, dass mit die-
ser Gesetzesänderung keine
Zukunft zu gewinnen ist.

Die CDU-Fraktion hat be-
reits im Jahr 2001 beschlos-
sen, dass bei einem Rückgang
der Schülerzahlen auf die
Hälfte die Anzahl der Lehrer

bei 70 % gegenüber dem heu-
tigen Stand bleiben soll. Wir
stehen dann beim Lehrer-
Schüler-Verhältnis an der
Spitze in Deutschland. Im
Schuljahr 2001/2002 kamen
auf eine Lehrerstelle noch
16,4 Schüler. In fünf Jahren
werden es 11,5 Schüler pro
Lehrerstelle sein! Das ist eine
Verbesserung um 40 % ge-
genüber dem heutigen Ver-
hältnis. (Man beachte: Das
Betreuungsverhältnis in den
sächsischen Kindergärten be-
trägt 13 : 1!!!)

3. Bewährtes
weiter entwickeln

Natürlich müssen wir uns
im Klaren darüber sein, dass
dieses nur dann zu einer we-
sentlichen Qualitätsverbesse-
rung führen wird, wenn es
gleichzeitig gelingt, die
Schulstandorte vor allem bei
den weiterführenden Schulen
auf ein vernünftiges, den
Schülerzahlen angemessenes
Maß zu reduzieren. Davon
war weiter oben schon die
Rede. Unser sächsisches
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Argumente

„Mehr Freiräume

für mehr

Individualisierung

und Differenzierung

im Schulunter-

richt.“

  ❑

Seit dem Schuljahr 2001/2002
haben sich die durchschnittlichen
Klassenstärken verringert. Dieser

Trend wird sich in den nächsten
Jahren fortsetzen.
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(FORTSETZUNG VON SEITE 11)

Schulsystem hat sich bewährt
und es ist außerordentlich ef-
fektiv. Gerade PISA-E hat
festgestellt, dass Schulleis-
tungen nicht unbedingt eine
Frage des Geldes sind. Bre-
men gibt zum Beispiel mit
5.700 Euro das meiste Geld
pro Schüler an den allgemein-
bildenden Schulen aus, liegt
aber auf dem letzten Platz im
innerdeutschen Leistungsver-
gleich. Bayern, das den 1.
Platz in Deutschland belegt,
kommt mit 4.800 Euro aus.

Sachsen gibt mit 3.900
Euro je Schüler in der Tat
weniger aus als die meisten
anderen Länder. (Das geht vor
allem auf die noch nicht voll-
ständige Ost-West-Anglei-
chung der Gehälter im Öffent-

lichen Dienst zurück. Deshalb
sind Ost-Länder hier nicht mit
West-Ländern vergleichbar.)
Allerdings stellt das von der
PDS mitregierte Mecklen-
burg-Vorpommern genau die
gleiche Summe pro Jahr und
Schüler zur Verfügung wie
Sachsen.

Wir liegen auf Platz 3 und
Mecklenburg-Vorpommern
nimmt den 10. Platz ein. In-
teressanterweise liegt das
sächsische Schulwesen bei
der Zahl der erteilten Unter-
richtsstunden in neun Schul-
jahren mit 9.108 Stunden ge-
meinsam mit Thüringen
(9.268 Stunden – Thüringen
hat den 4. Platz bei PISA-E)
und Bayern (9.240 Stunden)
ganz vorn. Zumindest bei den

vorderen Plätzen ist ein Zu-
sammenhang zwischen der
Zahl der erteilten Unterrichts-
stunden und dem erreichten
Ergebnis im Leistungsver-
gleich erkennbar.

Einführung
neuer Lehrpläne

Sachsen kann sich also
schon bisher durchaus sehen
lassen bei der Unterrichts-
versorgung.

Mit Beginn des neuen
Schuljahres 2002/2003 haben
sich die durchschnittlichen
Klassenstärken verringert: In
der Grundschule von bisher
20,0 auf 19,1; im Gymnasi-
um von 25,6 auf 25,1; in der
Förderschule von 10,6 auf
10,5. In der Mittelschule
bleibt die durchschnittliche
Klassenstärke wie bisher bei
20,0. Die Anzahl der Schüler
hat sich um 11 % verringert,
die der Lehrerstellen aber nur
um 2,6 %. Dieser positive
Trend wird sich in den näch-
sten Jahren fortsetzen.

Damit wird das erreicht,
worauf es eigentlich an-
kommt: Mehr Freiräume für
mehr Individualisierung und
Differenzierung im Schulun-
terricht. Durch eine schritt-
weise Einführung neuer Lehr-
pläne, die sich mehr auf das
Wesentliche konzentrieren,
wird dem Rechnung getragen.
Damit soll auch dem Er-
ziehungsauftrag der Schule in
Partnerschaft mit dem Eltern-
haus mehr Raum verschafft
werden. Erwähnenswert ist
zudem die Tatsache, dass wir
mit dem neuen Sächsischen
Kindertagesstättengesetz von
2001 einen schulvorberei-
tenden Bildungsauftrag für
den Kindergarten formuliert
haben. An dieser Stelle wer-
den wir ansetzen, wenn es um
unsere weiterführende Schul-
reform geht.
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Synopse

Erläuterungen zu § 1 des Entwurfs der CDU-Fraktion:

§ 1 Erziehungs- und Bildungsauftrag
der Schule

(1) Der Erziehungs- und Bildungs-
auftrag der Schule wird bestimmt durch
das Recht eines jeden jungen Menschen
auf eine seinen Fähigkeiten und Nei-
gungen entsprechende Erziehung und
Bildung ohne Rücksicht auf Herkunft
oder wirtschaftliche Lage.
(2) Die schulische Bildung soll zur Ent-
faltung der Persönlichkeit der Schüler
in der Gemeinschaft beitragen. Diesen
Auftrag erfüllt die Schule, indem sie
Kenntnisse, Fähigkeiten und Wert-
haltungen vermittelt, um so die
Erziehungs- und Bildungsziele zu er-
reichen und Freude am Lernen zu wek-
ken. Das Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland und die Verfas-
sung des Freistaates Sachsen bilden hier-
für die Grundlage.

§ 1 Erziehungs- und Bildungsauftrag
der Schule

(3) In Verwirklichung ihres Erziehungs-
und Bildungsauftrages entwickelt die
Schule ihr eigenes pädagogisches Kon-
zept und plant und gestaltet den Unter-
richt und seine Organisation auf der
Grundlage der Lehrpläne in eigener
Verantwortung. Die Leitvorstellungen
und Ziele ihrer Arbeit legt die Schule in
einem Schulprogramm fest. Auf der
Grundlage des Schulprogramms bewer-
ten die Schule und die Schulaufsicht in
regelmäßigen Abständen das Ergebnis
der pädagogischen Arbeit. Die Bewer-
tung ist Bestandteil des Schulporträts.

Durch die Stärkung der Eigenver-
antwortung der Schulen werden Frei-
räume bei der Ausgestaltung pädagogi-
scher Prozesse geschaffen werden.

Dies bewirkt eine erhöhte Motivation
der Schüler, Eltern und Lehrer bei der
Ausgestaltung unterrichtlicher und außer-
unterrichtlicher Angebote sowie mehr Fle-
xibilität bei der Gestaltung des Schul-
alltages. Die Stärkung der Eigenverant-
wortung betrifft damit sowohl die Gestal-
tung des Unterrichts als auch die Organi-
sation der Schule vor Ort. Die Schulen
werden verpflichtet, Schulprogramme zu

entwickeln, um ihre Zielvorstellungen für
das schulische Angebot mitzubestimmen
und deren Umsetzung zu planen. Schul-
programme können besondere Schwer-
punkte des Angebots der Schule, das Ver-
folgen besonderer pädagogischer oder or-
ganisatorischer Konzepte aber auch ver-
bindliche außerschulische Aktivitäten be-
inhalten.

Diese Vorstellungen sollen sich an fle-
xibel ausfüllbaren Rahmenvorgaben der
Lehrpläne und schulaufsichtlichen Vorga-
ben orientieren und damit ein einheitlich
zu erlangendes Bildungsziel sichern. Ent-

scheidend ist, dass ein Mehr an Freiheit
die Wahrung von Qualitätsstandards ein-
schließt. Hier werden die bereits einge-
führten Schulporträts für die erforderliche
Transparenz und eine regelmäßige Über-
prüfung durch die Schulaufsichtsbehörde
für die Qualitätsabsicherung zum Tragen
kommen. Damit wird gleichzeitig ein Wan-
del der Schulaufsicht hin zu mehr Bera-
tung der Schulen vollzogen. Außerdem
sollen Schulen befähigt werden, die er-
folgreiche Ausgestaltung und Umsetzung
ihrer entwickelten Schulprogramme selbst
zu bewerten (Selbstevaluation).

Aktueller Gesetzestext CDU-Fraktion Volksantrag „Zukunft braucht Schule“

Vergleich zeigt:

CDU-Schulkonzept ist
besser als Volksantrag

Nachfolgend wird der von der
CDU-Fraktion des Sächsischen Land-
tages erarbeitete Alternativentwurf
„Das bessere Schulkonzept“ mit Er-

läuterungen dargestellt. In einer Syn-
opse stellt „Direkt“ das aktuelle Schul-
gesetz, den CDU-Entwurf nebst Erläu-
terungen sowie den Volksantrag „Schu-

le braucht Zukunft“ gegenüber. Auf die-
se Weise erhält der Leser ein über-
sichtlicheres Bild der aktuellen Diskus-
sion.
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Synopse

Aktueller Gesetzestext CDU-Fraktion Volksantrag „Zukunft braucht Schule“

Erläuterungen zu § 5 des Entwurfs der CDU-Fraktion:

§ 5 Grundschule

(1) Die Grundschule vermittelt in ei-
nem für alle Schüler gemeinsamen
Bildungsgang unter Einbeziehung von
Elementen des spielerischen Lernens
allgemeine Grundkenntnisse und
Grundfertigkeiten und führt ihre Schü-
ler zu den weiterführenden Bildungs-
gängen.

(2) Die Grundschule umfasst die Klas-
sen 1 bis 4.

(3) Für schulpflichtige, aber noch
nicht schulfähige Kinder können Vor-
bereitungsklassen eingerichtet wer-
den, in denen diese Kinder, falls es
ihre Eltern wünschen, durch beson-
dere pädagogische Maßnahmen zur
Schulfähigkeit geführt werden sollen.

§ 5 Grundschule

(2) Die Grundschule umfasst die Klas-
sen 1 bis 4. Der Unterricht wird in der
Regel getrennt nach Klassenstufen
erteilt.

(3) Ab der Klasse 3 wird eine Fremd-
sprache unterrichtet.

(4) Zur Erleichterung der
Schuleingangsphase arbeitet  die
Grundschulen mit den Kindergärten
und Horten mindestens ihres
Schulbezirkes zusammen.

d) Absatz 3 (alt) wird zu Absatz 5.

§ 5 Grundschule

(2) Die Grundschule umfasst die Klas-
sen 1 bis 4. Der Unterricht wird in der
Regel nach Klassenstufen erteilt. Auf
Beschluss der Schulkonferenz kann
auch jahrgangsübergreifend unterrich-
tet werden.

Die PISA – Studie hat deutlich ge-
macht, dass im frühen Kindesalter die
Lernbereitschaft und die zu erzielen-
den Lernerfolge optimal vorhanden
sind. Dies muss bei der Ausgestaltung
vorschulischer Angebote und der Grund-
schule noch stärker als bislang berück-
sichtigt werden. Die Grundschule ist die
Einrichtung, in der die elementaren
Grundlagen für eine erfolgreiche Schul-
laufbahn gelegt werden.

Ohne die sichere Beherrschung der
Kulturtechniken (Lesen, Schreiben,
Rechnen) ist letztlich auch in weiterfüh-
renden Schularten ein erfolgreicher Wis-
sens- und Kompetenzerwerb nicht mög-
lich. Deshalb müssen alle Möglichkei-
ten genutzt werden, diese grundlegen-
den Fähigkeiten im Rahmen der Grund-

schulausbildung zu erwerben. Aus die-
sem Verständnis heraus erklärt sich auch
der in Absatz 4 formuliere Anspruch ei-
ner noch engeren Zusammenarbeit der
Grundschule mit Kindergarten und Hort.
Aufgrund der zunehmenden Globali-
sierung ist das frühe Erlernen von Fremd-
sprachen in allen Schularten außeror-
dentlich wichtig.

Daher soll mit Absatz 3 das Erlernen
einer Fremdsprache bereits ab Klassen-
stufe 3 erfolgen. Um hier den Wünschen
der Beteiligten vor Ort und einer Flexi-
bilität Rechnung tragen zu können, wird
keine Fremdsprache festgeschrieben,
sondern die Entscheidung der jeweili-
gen Schule in Abstimmung mit der
Schulaufsichtsbehörde überlassen. Der
Volksantrag stellt die Entscheidung ei-

ner Grundschule über den jahrgangsüber-
greifenden Unterricht in die Entschei-
dungsbefugnis der Schulkonferenz. In
der Praxis wird dies dazu führen, dass
die Schulen, die aufgrund fehlender
Schüler in ihrer Existenz bedroht sind,
jahrgangsübergreifenden Unterricht ein-
führen werden. Jahrgangsübergreifender
Unterricht ist aber nur dann sinnvoll,
wenn er auf besonderen pädagogischen
Konzepten basiert und entsprechend qua-
lifiziertes Lehrpersonal zur Verfügung
steht. Daher bleibt „Das bessere
Schulkonzept“ dabei, dass in der Grund-
schule auch weiterhin in der Regel ge-
trennt nach Jahrgängen unterrichtet wird,
ohne damit die Möglichkeit des Ange-
bots von jahrgangsübergreifendem Un-
terricht völlig auszuschließen.
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§ 6 Mittelschule

(1) Die Mittelschule ist eine differen-
zierte Schulart. Sie vermittelt eine all-
gemeine und berufsvorbereitende Bil-
dung und schafft Voraussetzungen für
eine berufliche Qualifizierung.
(2) Die Mittelschule umfasst die Klas-
sen 5 bis 10. Die Klassen 5 und 6
haben Orientierungsfunktion. Ab
Klasse 7 beginnt eine auf Abschlüsse
und Leistungsentwicklung bezogene
Differenzierung. Die Schüler erwer-
ben mit dem erfolgreichen Besuch der
Klasse 9 den Hauptschulabschluss und
können durch eine besondere
Leistungsfeststellung den qualifizie-
renden Hauptschulabschluss erwer-
ben. Mit erfolgreichem Besuch der
Klasse 10 und bestandener Ab-
schlussprüfung wird der Real-
schulabschluss, der beruflich orien-
tiert sein kann, erworben.
(3) An der Mittelschule können be-
sondere Profile (z. B. sprachliche,
mathematisch-naturwissenschaftliche,
musische, technische, sportliche) ein-
gerichtet werden.

In einem neuen § 4a (gegenüberge-
stellt § 35a des Volksantrages) wer-
den Ausnahmeregelungen zur Mehr-
zügigkeit von Mittelschulen getrof-
fen.

§ 6 Mittelschule

(4) Die Schulträger können bestim-
men, dass Mittelschulen einzügig ge-
führt werden.

Erläuterungen des Entwurfs der CDU-Fraktion:

Nach dem Volksantrag wird die
Festlegung der Einzügigkeit von Mit-
telschulen allein durch den Schul-
träger ohne Mitsprachrecht eines an-
deren Betroffenen getroffen.

In Praxis wird dies dazu führen, dass
die Mittelschulen, die aufgrund fehlen-
der Schüler in ihrer Existenz bedroht
sind, einzügig geführt werden. Die Lan-

desebene, die dafür Sorge zu tragen hat,
dass alle Schüler Sachsens Chancen-
gerechtigkeit erhalten, wird außen vor
gelassen. Daher präferiert die CDU-
Fraktion ein flexibles System auf
Kommunalebene, das einen selbstständig
ausfüllbaren Gestaltungsspielraum gibt.
Die Regelung wird künftig § 4a sein,
der auf Seite 20 erläutert wird.
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§ 7 Gymnasium

(1) Das Gymnasium vermittelt Schü-
lern mit entsprechenden Begabungen
und Bildungsabsichten eine vertiefte
allgemeine Bildung, die für ein Hoch-
schulstudium vorausgesetzt wird; es
schafft auch Voraussetzungen für eine
berufliche Ausbildung außerhalb der
Hochschule.
(2) Das Gymnasium umfasst die Klas-
sen 5 bis 12, schließt mit der Abitur-
prüfung ab und verleiht die allgemei-
ne Hochschulreife. Die Klassen 5 und
6 haben Orientierungsfunktion.
(3) Am Gymnasium können besonde-
re Profile (z. B. sprachliche, mathe-
matisch- naturwissenschaftliche, mu-
sische, sportliche) eingerichtet wer-
den.
(4) Für die Klassen 11 und 12
(Jahrgangsstufen) des Gymnasiums
gilt folgendes:
1. unterrichtet wird in halbjährigen
Grund- und Leistungskursen;
2. die herkömmliche Leistungs-
bewertung durch Noten wird in ein
Punktesystem umgesetzt;
3. die allgemeine Hochschulreife wird
durch eine Gesamtqualifikation er-
worben. Diese setzt sich zusammen
aus den Leistungen a) in der Abitur-
prüfung, b) in den Leistungskursen,
c) in bestimmten anrechenbaren
Grundkursen.
(5) Das Staatsministerium für Kultus
wird ermächtigt, das Nähere zur Aus-
führung von Absatz 4 durch Rechts-
verordnung zu regeln, insbesondere
das Fächerangebot und seine Zusam-
menfassung zu Aufgabenfeldern ein-
schließlich der Wahlmöglichkeiten
und Belegungsgrundsätze, die Voraus-
setzungen für die Einrichtung von
Kursen, die Leistungserhebung und -
bewertung, die Voraussetzungen der
Zulassung zur Abiturprüfung, die Bil-
dung der Gesamtqualifikation und die
Voraussetzungen für die Zuerkennung
der Hochschulreife.

In einem neuen § 4a (gegenüberge-
stellt § 35a des Volksantrages) wer-
den auch Ausnahmeregelungen zur
mindestens Dreizügigkeit von Gym-
nasien getroffen.

§ 7 Gymnasium

(4) Die Schulträger können bestim-
men, dass Gymnasien zweizügig ge-
führt werden.“
b) Die bisherigen Absätze 4 und 5
werden die Absätze 5 und 6.
c) Im nunmehrigen Absatz 6 wird die
Formulierung „Absatz 4“ durch die
Formulierung „Absatz 5“ ersetzt.

Erläuterungen zu § 7 des Entwurfs der CDU-Fraktion:

Es wird auf die Erläuterungen zu den Mittelschulen verwiesen - siehe Seite 20.
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Keine entsprechende Regelung vor-
handen

§ 16a Ganztagsangebote

Die Schule kann von der fünften  bis
zur zehnten Klasse an Mittelschulen
und Gymnasien Ganztagsangebote
einrichten. Dazu arbeitet die Schule
mit außerschulischen Einrichtungen
zusammen.

Die sich wandelnden Lebensum-
stände und gesteigerte Ansprüche an
schulische Bildung und Erziehung ma-
chen eine Öffnung der Schule hin zu
ganztägigen Bildungsangeboten un-
umgänglich. Diese freiwilligen Bil-

dungsangebote und unterrichtsergän-
zenden Freizeitangebote sollen die Mo-
tivation der Schüler zu mehr Lern-
bereitschaft und Sozialverhalten wecken.
Dazu ist eine Öffnung der Schule nach
außen sinnvoll. Die Ganztagsangebote

Erläuterungen zu § 16a des Entwurfs der CDU-Fraktion:

im Grundschulbereich sind durch die
Horte gesichert. Die Regelungen des
Sächsischen Gesetzes zur Förderung von
Kindern in Tageseinrichtungen (Gesetz
über Kindertageseinrichtungen- Sächs-
KitaG) bleiben unberührt.

Aktueller Gesetzestext CDU-Fraktion Volksantrag „Zukunft braucht Schule“

§ 22 Schulträger

(1) Die Gemeinden sind Schulträger
der allgemeinbildenden Schulen, der
entsprechenden Förderschulen und
der Schulen des zweiten Bildungswe-
ges. Die Landkreise und die kreisfrei-
en Städte sind Schulträger der berufs-
bildenden Schulen und der entspre-
chenden Förderschulen. Der Freistaat
kann Schulträger der Förderschulen
mit Heim sowie von Versuchsschulen
und Schulen besonderer pädagogi-
scher Prägung oder besonderer Be-
deutung sein.
(2) Die Landkreise können bei über-
örtlicher Bedeutung der Schule
Schulträger von differenzierten Mit-
telschulen, Gymnasien und den ent-
sprechenden Förderschulen sowie der
Schulen des zweiten Bildungsweges
sein.
(3) Die Vorschriften über die kom-
munale Zusammenarbeit bleiben un-
berührt.

§ 22 Schulträger

(3) Die Schulträger sind verpflichtet,
zur Erfüllung ihrer nach diesem Ge-
setz obliegenden Aufgaben zusam-
menzuarbeiten. Dies betrifft insbeson-
dere die Einigung über die Bildung
von Schulzweckverbänden oder
Schulbezirken. Die Vorschriften über
die kommunale Zusammenarbeit blei-
ben unberührt.

§ 22 Schulträger

(3) Die Schulträger können gemein-
sam Schulen betreiben (Schulver-
bünde). Die Vorschriften über die
kommunale Zusammenarbeit bleiben
unberührt.

▼
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Die Gemeinden sind grundsätzlich
die Träger der allgemeinbildenden
Schulen.

Das bedeutet, dass sie für die sächli-
chen Schulkosten (Gebäude, Lehrbücher
etc.) aufkommen müssen. Aufgrund der
erforderlichen Anpassung des Schul-
netzes an die demografische Entwick-

lung mit einer Halbierung der Schüler-
zahlen wird der Idealvorstellung, wo-
nach die Schüler aus der jeweiligen Ge-
meinde kommen, nicht immer entspro-
chen werden können.

Kooperationen zwischen den Ge-
meinden im Rahmen der kommunalen
Selbstverwaltung sind daher eine sinn-

Erläuterungen zu § 22 des Entwurfs der CDU-Fraktion:

volle Maßnahme zur Anpassung des
Schulnetzes. Hier bietet sich die Bil-
dung von Schulzweckverbänden oder die
Einrichtung von neuen Schulbezirken,
insbesondere bei Grundschulen, als Lö-
sung in Form kommunaler Zusammen-
arbeit an.

§ 23a Schulnetzplanung

(1) Die Landkreise und Kreisfreien
Städte stellen Schulnetzpläne für ihr
Gebiet auf. Die Schulnetzplanung soll
die planerische Grundlage für eine
alle Bildungsgänge umfassendes, re-
gional ausgeglichenes und unter zu-
mutbaren Bedingungen erreichbares
Bildungsangebot schaffen. Dabei sind
vorhandene Schulen in freier Träger-
schaft sowie bei den berufsbildenden
Schulen die Möglichkeiten der be-
trieblichen Aus- und Weiterbildung
zu berücksichtigen. Die Ziele der
Raumordnung und der Landesplanung
sind zu beachten.
(2) In den Plänen werden der mittel-
fristige und langfristige Schulbedarf
sowie die Schulstandorte ausgewie-
sen. Für jeden Schulstandort ist anzu-
geben, welche Bildungsangebote dort
vorhanden sind und für welche räum-
lichen Bereiche (Einzugsbereiche) sie
gelten sollen. Es sind auch die
Bildungsbedürfnisse zu berücksichti-
gen, die durch Schulen für das Gebiet
nur eines Schulträgers nicht sinnvoll
befriedigt werden können. Schul-
netzpläne müssen die langfristige
Zielplanung und die Ausführungs-
maßnahmen unter Angabe der Rang-
folge ihrer Verwirklichung enthalten.
(3) Die Schulnetzpläne sind im Be-
nehmen mit den Gemeinden und den
übrigen Trägern der Schulen des Ge-
bietes aufzustellen. Die Pläne sind mit
benachbarten Landkreisen und Kreis-
freien Städten abzustimmen.

keine Änderung des bestehenden
§ 23a.

§ 23a Schulnetzplanung
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(4) Die Schulnetzpläne bedürfen der
Genehmigung der obersten Schulauf-
sichtsbehörde. Diese überprüft die
Rechtmäßigkeit und Vereinbarkeit der
Pläne mit den schulpolitischen und
den sich aus dem Staatshaushaltsplan
ergebenden Maßgaben, insbesondere
um zu gewährleisten, dass die perso-
nelle Ausstattung der Schulen im Rah-
men der Bedarfs- und Finanzplanung
des Freistaates Sachsen möglich ist.
Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn die Schulnetzplanung mit den
in den Absätzen 1 bis 3 genannten
Anforderungen nicht übereinstimmt
oder einer den Maßgaben des Frei-
staates Sachsen entsprechenden ord-
nungsgemäßen Gestaltung des Unter-
richts entgegensteht.
(5) Beschlüsse des Schulträgers und
Entscheidungen des Staatsministeri-
ums für Kultus nach § 24 erfolgen
auf der Grundlage eines genehmigten
Schulnetzplanes.
(6) Das Staatsministerium für Kultus
wird ermächtigt, das Nähere zur Auf-
stellung, Fortschreibung und Geneh-
migung der Schulnetzpläne durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit dem Staatsministerium des Innern
zu regeln.

(4) Die Schulnetzpläne bedürfen der
Genehmigung der obersten Schulauf-
sichtsbehörde. Die Genehmigung darf
nur versagt werden, wenn die
Schulnetzplanung gegen Bestimmun-
gen dieses Gesetzes oder der Verfas-
sung des Freistaates Sachsen, insbe-
sondere gegen Artikel 7, 29, 101 bis
104 und 106 der Verfassung des Frei-
staates Sachsen, verstößt.

Erläuterungen zu § 23a des Entwurfs der CDU-Fraktion:

Durch eine Gesetzesänderung der
CDU-Fraktion im Jahr 2000 wurde
die Aufgabe der Schulnetzplanung von
der Gemeindeebene auf die Kreis-
ebene gehoben. Hintergrund ist der er-
forderliche Anpassungsprozess des
Schulnetzes an den Schülerrückgang, der
eine regional ausgewogene Gesamtsicht
erfordert. Nach der geltenden Regelung
wird in einem breiten Abstimmungs-

prozess mit den Verantwortungsträgern
und Betroffenen vor Ort ein möglichst
optimales und einvernehmlich akzeptier-
tes Schulnetz, das den Bedürfnissen und
Erfordernissen entspricht, entwickelt.

Dieses entwickelte Schulnetz bedarf
der Genehmigung der obersten Schul-
aufsichtsbehörde, des Kultusministeri-
ums. Die Genehmigungspflicht findet
ihre Berechtigung in der Tatsache, dass

die Landesebene den gesamten Lehrer-
bereich finanziert und koordiniert. Zu-
dem kann nicht vernachlässigt werden,
dass laut Grundgesetz und Sächsischer
Verfassung der Staat die Aufsicht über
das gesamte Schulwesen auszuüben hat.
Insofern macht es Sinn an diesem Sy-
stem, das im Einvernehmen und in Ab-
stimmung mit der Kommunalebene ein-
geführt worden ist, festzuhalten.
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Keine entsprechende Regelung vor-
handen, sondern untergesetzlich nor-
miert.

§ 4a Mindestschülerzahl, Klassen-
obergrenze, Zügigkeit

(1) Die Mindestschülerzahl beträgt an
Grundschulen 15 Schüler je Klasse,
an Mittelschulen und an Gymnasien
20 Schüler je Klasse.
(2) In allen Schularten werden je Klas-
se nicht mehr als 28 Schüler unter-
richtet.
(3) Mittelschulen sind mindestens
zweizügig, Gymnasien mindestens
dreizügig zu führen.
(4) In begründeten Ausnahmefällen
sind Abweichungen von den Absät-
zen 1 bis 3 zulässig. Dies gilt insbe-
sondere bei
1. landes- und regionalplanerischen
Gründen,
2. überregionaler Bedeutung der
Schule,
3. besonderen pädagogischen Grün-
den,
4. Gründen, die sich aus den Schutz-
und Gewährleistungspflichten des
Freistaates für nationale und ethni-
sche Minderheiten ergeben, oder
5. baulichen Besonderheiten des
Schulgebäudes.

§ 35a Klassenbildung, Klassengröße

(1) Für die Bildung einer Klasse in
der jeweiligen Klassenstufe sind in
der Regel an einer Grundschule we-
nigstens 10, an einer weiterführenden
Schule in der Regel 15 Schülerinnen
und Schüler erforderlich.
(2) Die maximale Größe einer Klasse
liegt bei 25 Schülerinnen und Schü-
lern.

Erläuterungen zu § 4a des Entwurfs der CDU-Fraktion:

Mit dieser Regelung wird ein Aus-
gleich zwischen den Erfordernissen ei-
ner qualitativ hochwertigen Schulaus-
bildung und der Aufrechterhaltung ei-
nes möglichst wohnortnahen Schul-
netzes bewirkt.

Aufgrund der Halbierung der Schü-
lerzahlen ist es unbestritten, dass eine
Anpassung des Schulnetzes notwendig
ist. So soll mit dem Erhalt von bewähr-
ten Schularten auch Schulqualität gesi-
chert und verbessert werden. Die ge-
setzliche Verankerung einer Mindest-
schülerzahl von 20 Schülern je Klasse
an zweizügigen Mittelschulen und an
dreizügigen Gymnasien sichert einerseits
diesen eben benannten Anspruch und ist

andererseits auch pädagogisch optimal
vertretbar. Zudem ist damit letztlich eine
Schulausbildung gewährleistet, die den
Schülerinnen und Schülern eine echte
Wahlmöglichkeit im Profil- sowie
Fächerangebot der jeweiligen Schule si-
chert. Eine Ausbildung entsprechend
dem individuellen Leistungsvermögen
sowie den besonderen Interessen und
Neigungen kann erfolgen. In begründe-
ten Ausnahmefällen kann von diesen
Vorgaben jedoch auch abgewichen wer-
den. Die wichtigsten Ausnahmetat-
bestände werden im Gesetz verbindlich
und damit transparent ausgewiesen. Dies
ist eine sichere und für die Beteiligten
eine nachvollziehbare Rechtsgrundlage

für Verwaltungsentscheidungen. Der
Ausnahmekatalog soll insbesondere die
möglichst wohnortnahe Beschulung ge-
währleisten. Der jetzige Klassenteiler
von 33 Schülern wird abgeschafft. Zu-
gleich sieht die Regelung die Einfüh-
rung einer Klassenobergrenze von 28
Schülern vor. Im Übrigen wird in Ab-
satz 1 die Mindestschülerzahl an Grund-
schulen mit 15 je Klasse festgelegt. Dies
entspricht der bisherigen Handhabung.
Für die übrigen Schularten (Förder-
schulen, Berufsbildende Schulen und
Schulen des zweiten Bildungsweges)
werden Mindestschülerzahl und Zügig-
keit in einer Verwaltungsvorschrift ge-
regelt.
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§ 42 Aufgaben des Schulleiters

(1) Der Schulleiter vertritt die Schule
nach außen und ist Vorsitzender der
Gesamtlehrerkonferenz. Er leitet und
verwaltet die Schule und sorgt im Rah-
men der gesetzlichen Vorschriften, un-
terstützt durch die Gesamtlehrer-
konferenz, den stellvertretenden Schul-
leiter und die sonstigen Funktionsträger,
für einen geregelten und ordnungsge-
mäßen Schulablauf. Ihm obliegt insbe-
sondere die Verteilung der Lehraufträ-
ge sowie die Aufstellung der Stunden-
pläne und die Sorge für die Einhaltung
der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten, der Hausordnung und der Konfe-
renzbeschlüsse. Außerdem obliegen ihm
die Aufsicht über die vom Schulträger
zur Verfügung gestellten Anlagen, Ge-
bäude, Einrichtungen und Gegenstän-
de und die Ausübung des Hausrechts.

(2) Der Schulleiter ist in Erfüllung sei-
ner Aufgaben weisungsberechtigt ge-
genüber den Lehrern seiner Schule. Er
ist verantwortlich für die Einhaltung
der Lehrpläne und der für die
Notengebung allgemein geltenden
Grundsätze sowie ermächtigt und ver-
pflichtet, Unterrichtsbesuche vorzuneh-
men und dienstliche Beurteilungen über
die Lehrer der Schule für die Schulauf-
sichtsbehörde abzugeben.
(3) Für den Schulträger führt der Schul-
leiter die unmittelbare Aufsicht über die
an der Schule tätigen, nicht im Dienst
des Freistaates stehenden Mitarbeiter;
er hat ihnen gegenüber die aus der Ver-
antwortung für einen geordneten
Schulbetrieb sich ergebende Weisungs-
befugnis.

§ 42 Aufgaben des Schulleiters

(1) Der Schulleiter vertritt die Schule
nach außen und ist Vorsitzender der
Gesamtlehrerkonferenz. Er leitet und
verwaltet die Schule und sorgt im Rah-
men der gesetzlichen Vorschriften, un-
terstützt durch die Gesamt-
lehrerkonferenz, den stellvertretenden
Schulleiter und die sonstigen Funktions-
träger, für einen geregelten und ord-
nungsgemäßen Schulablauf. Ihm ob-
liegt insbesondere die Verteilung der
Lehraufträge sowie die Aufstellung der
Stundenpläne und die Sorge für die Ein-
haltung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, der Hausordnung und der
Konferenzbeschlüsse. Außerdem oblie-
gen ihm die Aufsicht über die vom
Schulträger zur Verfügung gestellten
Anlagen, Gebäude, Einrichtungen und
Gegenstände und die Ausübung des
Hausrechts. Er entscheidet im Rah-
men des schulischen Erziehungs- und
Bildungsauftrages und der ihm frei
zur Verfügung stehenden Mittel über
das zusätzliche pädagogische Ange-
bot der Schule.

(2) Für den Schulträger führt der Schul-
leiter die unmittelbare Aufsicht über die
an der Schule tätigen, nicht im Dienst
des Freistaates stehenden Mitarbeiter;
er hat ihnen gegenüber die aus der Ver-
antwortung für einen geordneten
Schulbetrieb sich ergebende Weisungs-
befugnis. Er wird bei Personal-
entscheidungen für die Schule betei-
ligt.

Erläuterungen zu § 42 des Entwurfs der CDU-Fraktion:

Mit dieser Regelung wird die Rolle
des Schulleiters zur besseren Absiche-
rung des Unterrichts und zur einzel-
schulischen Profilierung gestärkt. Der
Stundenpool, den der Schulleiter als
Anrechnungsstunden für herausragende
Leistungen oder aufgrund besonderer
Belastungen an Lehrerinnen und Lehrer
ausreicht, stärkt die Eigenverantwortung.

Durch die Beteiligung des Schulleiters
an Personalentscheidungen, die seine
Schule betreffen, werden positive Wir-
kungen bei der Zusammensetzung des
Lehrerkollegiums an der jeweiligen
Schule angestrebt. Dies kann eine grö-
ßere Identifikation mit der Schule be-
wirken und damit das Schulklima insge-
samt verbessern.
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Synopse

Aktueller Gesetzestext CDU-Fraktion Volksantrag „Zukunft braucht Schule“

§ 45 Elternvertretung

(1) Das Recht und die Aufgabe, die
Erziehungs- und Bildungsarbeit der
Schule zu fördern und mitzugestalten,
nehmen die Eltern
1.  in der Klassenelternversammlung,
durch den Klassenelternsprecher, die
Elternräte und die Vorsitzenden der
Elternräte (Elternvertretung);
2.  in der Schulkonferenz
wahr.

(2) Für Klassen, in denen zum
Schuljahresbeginn mehr als die Hälf-
te der Schüler volljährig ist, wird kei-
ne Elternvertretung gebildet.
(3) Angelegenheiten einzelner Schü-
ler kann die Elternvertretung nur mit
Zustimmung der Eltern dieser Schü-
ler behandeln.

§ 45 Elternvertretung

(1) Die Eltern haben das Recht und
die Aufgabe, an der schulischen Er-
ziehung und Bildung mitzuwirken.
Die gemeinsame Verantwortung von
Eltern und Schule für die Erziehung
und Bildung der Schüler erfordert ihre
vertrauensvolle Zusammenarbeit.
Schule und Eltern unterstützen sich
bei der Erziehung und Bildung.
b) Absatz 1 (alt) wird zu Absatz 2
c) Absatz 2 (alt) wird zu Absatz 3.
d) Absatz 3 (alt) wird zu Absatz 4.

Erläuterungen zu § 45 des Entwurfs der CDU-Fraktion:

Die Mitwirkungsmöglichkeiten der
Eltern an der schulischen Erziehung
sollen gestärkt werden.  Auf diese Wei-
se öffnet sich die Schule nach außen, so

dass neue Gedanken, Erfahrungen und
Ideen Eingang in den Schulalltag fin-
den. Angestrebt wird der intensive Dia-
log mit den Eltern. Damit wird eine Bün-

delung derjenigen Kräfte erreicht, die
für die Erziehung der Schülerinnen und
Schüler in Sachsen entscheidend wirk-
sam sind.

Eltern haben nicht nur die Aufgabe, für ein gesundes Pausenbrot zu sorgen - sonder auch das  Recht, an der schulischen Erziehung und Bildung
aktiv mitzuwirken.
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PISA E belegt: Sachsen
hat in Deutschland eine
Spitzenposition und ist
unter den ostdeutschen
Ländern unbestritten die
Nummer 1.

Das Abschneiden deut-
scher Schüler in der interna-
tionalen PISA-Studie wurde
als großes Alarmsignal  ge-
wertet.  Deutschland liegt ins-
gesamt beim internationalen
Vergleich nur abgeschlagen
im unteren Drittel – für ein
entwickeltes Industrieland ein
bildungspolitisches Armuts-
zeugnis. Allerdings muss man
das Ergebnis differenziert be-
trachten. Hierzu gibt PISA E

Auskunft.  Sachsen hat in
Deutschland eine Spitzenpo-
sition und ist unter den ost-
deutschen Ländern unbestrit-
ten die Nummer 1.

Im internationalen Ver-
gleich erreichen wir einen
mittleren Platz und unter-
scheiden uns damit zum Teil
sehr deutlich von anderen
Bundesländern. Das ist nach
den politischen Umbrüchen
und der Neuorganisation der
Schule ein gute Leistung.

Eine internationale Zei-
tung bemerkte zum innerdeut-
schen Vergleich, die eigentli-
che – positive Überraschung
– sei Sachsen; denn mit Aus-
nahme von Thüringen, die ein
ähnliches Schulsystem haben,
landen alle anderen ostdeut-
schen Länder nur auf einem

hinteren Platz. Für diesen Er-
folg möchte ich mich bei un-
seren Lehrerinnen und Leh-
rern herzlich bedanken. Sie
haben in einer nicht einfachen
Zeit mit vielen Umbrüchen
eine hervorragende Leistung
mit viel Engagement ge-
bracht!

Ein Spitzenplatz in
Deutschland und ein mittle-
rer in Europa reicht aber lang-
fristig nicht aus. Wir können
auf Dauer unser Ziel, wieder
ein führende Region in der
Mitte Europas zu werden, nur
erreichen, wenn wir interna-
tional zu den Spitzenländer
aufschließen. Daher ist eine
bildungspolitische Offensive
sehr wichtig. Nicht weil ich
der Meinung bin, wir müssten
nun hektisch und unkoordi-

Sachsen macht Schule

Spitzenstellung in
den neuen Ländern
Von Ministerpräsident MdL Prof. Dr. Georg Milbradt

Deutschlands Schüler liegen
beim internationalen Vergleich nur
abgeschlagen im unteren Drittel.
Sachsen hat in Deutschland eine
Spitzenposition.
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Schule

„Eine internationale

Zeitung bemerkte

zum innerdeut-

schen Vergleich,

die eigentliche –

positive Überra-

schung – sei

Sachsen.“

▼
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niert einige größere oder klei-
nere Reformen vom Zaun bre-
chen. Nein, ich bin vielmehr
der Meinung, dass wir uns die
Zeit nehmen müssen, um die
PISA-Ergebnisse gründlich
zu analysieren – und das heißt
vor allem auch: nachzuden-
ken.

Wege und
Konzepte

Nachzudenken über Wege
und Konzepte, die Sachsen
und seine Bildungskultur vor-
an bringen. Ich warne davor,
in der Schuldiskussion einzel-
ne Problemfelder zum Fetisch
zu erheben. Ich warne aus-
drücklich davor, zu glauben,
man könne durch die Verän-
derung einzelner Kenn-
größen, wie z.B. die Klassen-

größe, alle Probleme mit ei-
nem Schlag lösen. Diejeni-
gen, die den Volksentscheid
betreiben, sind deshalb auf
dem Holzweg: Wir brauchen
nicht kleinere Schulen, wir
brauchen bessere Schulen.
Wir brauchen keine unüber-
legte Korrektur einzelner
Kennzahlen.

Die Antwort auf PISA
heißt weiter Verbesserung,
Leistungsorientierung, For-
dern und Fördern und nicht
klassenübergreifender Unter-
richt und einzügige Mittel-
schule. Zu Beginn steht aber
eine kritische Bestandsauf-
nahme. PISA hat folgende
Schwächen deutscher Schu-
len offenbart:
➡  unsere Jugendlichen ver-
fügen nur über eine erschrek-
kend geringe Lesekompetenz

➡  die Lehrer erkennen diese
Defizite nicht ausreichend
➡  schwächere und auch lei-
stungsstarke Schüler werden
nicht ausreichend gefördert
➡  Inhalte und Methoden des
Unterrichts sind anscheinend
zu wenig anwendungsorien-
tiert
➡  in den anderen Bundeslän-
dern – weniger in Sachsen –
gibt es erhebliche soziale Un-
gleichgewichte

Als wichtigste Lehre aus
PISA müssen wir akzeptieren,
dass die Qualität des Unter-
richts der Schlüssel zum Er-
folg ist. Wir müssen uns fra-
gen, wie wir diese Qualität
verbessern können und vor
allem, wie wir wirkungsvoll
und fortlaufend überprüfen
können, ob die Ergebnisse des
Unterrichts stimmen.  Die
PISA-Ergebnisse sind für uns
der Ansporn für weitere und
zum Teil grundlegende Refor-
men. Die wichtigsten Punkte
sind aus meiner Sicht:

1Selbstständige Schule
Im Mittelpunkt des In-
teresses auf dem Weg

zu einem qualitativ hochwer-
tigen Unterricht steht die
selbstständige Schule. Wir
wollen diesen Begriff ernst
nehmen und deutliche Schrit-
te zu mehr inhaltlichen und
organisatorischen Freiräumen
für die einzelne Schule wa-
gen. Die bisher erarbeiteten
Schulprogramme und die
Darstellung der Schulen in
den Schulporträts weisen in
die richtige Richtung.

Die Schulen sollen ihre
Stärken aber nicht nur nach
außen hin transparent ma-
chen. Sie sollen selbstbewusst
an einem eigenständigen Pro-
fil arbeiten und dieses in der
Öffentlichkeit vertreten. Dazu
zählt vor allem, dass die Schu-
len die Freiräume der neuen
Lehrplangeneration aus-
schöpfen und eigene inhaltli-

Schule

Wir brauchen nicht kleinere
Schulen, wir brauchen bessere

Schulen!

F
O

T
O

: 
 D

Ö
R

IN
G

/P
LU

S
 4

9

(FORTSETZUNG VON SEITE 23)



2510/02

che Schwerpunkte. Dazu
brauchen sie Bewegungsfrei-
heit und vor allem auch
Finanzverantwortung. Des-
halb sollte die Schule vom
Schulträger ein eigenes Bud-
get und Drittmittelbefugnis
erhalten können. Zudem sol-
len die Schulen einen stärke-
ren Einfluss auf die Auswahl
ihrer Lehrer erhalten.

2Von der Schulaufsicht
zur Beratung und Mo-
deration: Mehr Freiheit

der Schule erfordert eine an-
dere Form der Schulverwal-
tung. Wir brauchen weniger
Aufsicht, weniger Kontrolle
und weniger Vorschriften
durch die Verwaltung und da-
für mehr Beratung und Mo-
deration der schulischen Pro-
zesse.

Mehr Selbstständigkeit
bedeutet aber auch mehr Ei-
genverantwortung. Jede
Schule muss regelmäßig die
eigenen Leistungen überprü-
fen und sich mit anderen
Schulen vergleichen. Wir wer-
den deshalb einen „Sächsi-
schen Schul-TÜV“ aufbauen
und neben der Fortsetzung
nationaler und internationaler
Vergleichstests auch inner-
halb des Landes Kriterien für
eine ständige vergleichende
Beurteilung der Leistungen
unserer Schulen entwickeln.

3Lehrerausbildung / Päd-
agogen stärken: Eine
Grundvoraussetzung,

um die Qualität des Unter-
richts zu steigern, ist natür-
lich eine bessere Aus- und
Weiterbildung der Lehrer. Wir
haben hervorragend ausgebil-
dete Lehrer.

Wir müssen aber dort, wo
durch PISA neue Anforderun-
gen sichtbar geworden sind,
sowohl dem Lehrernach-
wuchs als auch den gestande-
nen Pädagogen Zugang zu
neuesten didaktischen, me-
thodischen, soziologischen

und psychologischen Er-
kenntnissen ermöglichen. Ein
weiterer Baustein, um die
Motivation und Leistungsbe-
reitschaft der Kollegen an den
Schulen zu unterstützen, ist
eine größere Flexibilität beim
Stundenmaß und mehr lei-
stungsorientierte Bezahlung
der Lehrer.

Eigenverantwortung der
Schulen stärken

Auch die Lehrer haben in
Sachsen eine 40 Stunden-
woche. Wie viel davon Un-
terricht ist, wie viel davon
Vor- und Nachbereitung, wie
viel davon der Betreuung des
Lern- und Bildungsprozesses
der verschiedenen Schüler-
gruppen gewidmet ist – muss
nicht einheitlich festgelegt
werden.

4Lehrplanreform und
Bildungsstandards: Die
selbstständige Schule

erfordert auch ein anderes
Verständnis der Lehrpläne.
Wir können und müssen es
zulassen, dass die Lehrpläne
weniger Vorgaben machen
und von zu vielen Inhalten
entlastet werden, ohne erfor-
derliche Bildungsstandards zu
vernachlässigen.

 PISA hat gezeigt, dass in
anderen erfolgreichen Län-
dern wie Kanada oder Finn-
land der Staat die Lehrpläne
mehr als Rahmensetzung ver-
steht, die von den Schulen in
Eigenverantwortung ergänzt
und weiterentwickelt werden
können.
➡  Es geht um unterschiedli-
che Lernformen wie fächer-
übergreifenden Unterricht
oder Lernwerkstätten.
➡  Es geht um die variable
Gestaltung der Unterrichts-
zeit, die Beteiligung der Schü-
ler an der Unterrichtsplanung
und neue Formen der Zusam-
menarbeit der Lehrkräfte.

Schule

➡  Es geht um eine individu-
elle Förderung der Schüler,
nicht um eine gleichmäßige
Beschulung.

5Ganztagsschule: Ein
letzter wichtiger Punkt
ist die Verbesserung der

Ganztagsangebote. Unsere
Vision von der Ganztagsschu-
le sieht anders als der Berli-
ner Vorschlag aus.

Wir wollen die Einheit von
Bildung und Erziehung, die
Verbindung von Unterricht
und Freizeit in einer wirkli-
chen Ganztagsschule verwirk-
lichen.

Wir haben im Freistaat
Sachsen eine sehr entwick-
lungsfähige Ganztagsbetreu-
ung über die Schuljugend-
arbeit. Diese Ganztagsbetreu-
ung wollen wir gezielt unter
pädagogischen Gesichtspunk-
ten ausbauen. Langfristig sol-
len sich schulische und au-
ßerschulische Angebote im-
mer stärker verbinden.

Unser Ziel ist eine freie,
offene Schule in der Kom-
mune, die mit Vereinen, den
freien Bildungsträgern, den
Unternehmen, Partnerschulen
und vielen anderen eng zu-
sammenarbeitet. Ein solches
Engagement soll sich auch in
einer stärkeren Mitbestim-
mung der Schüler und Eltern
im eigentlichen Schulgesche-
hen widerspiegeln.

Ich bin sehr zuversicht-
lich, dass es uns gelingt, durch
eine offenen und breite Dis-
kussion eine Entwicklung zu
mehr Qualität des Unterrichts,
zu mehr Eigenverantwortung
der Schulen und zu mehr Mit-
sprache der Eltern und Schü-
ler zu erreichen.

Unser Ziel muss ein
Spitzenplatz Sachsens nicht
nur im deutschen Vergleich
sein. Wir haben es in der
Hand, die Erfolge der sächsi-
schen Schulpolitik weiter aus-
zubauen.

„Eine

Grundvoraus-

setzung, um die

Qualität des Unter-

richts zu steigern,

ist natürlich eine

bessere Aus- und

Weiterbildung der

Lehrer.“

Ministerpräsident Prof. Georg
Milbradt
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Die Staatsregierung
wird die Unterrichts-
qualität weiter steigern.

„Sachsen macht Schule –
PISA und die Perspektiven“:
Unter diesem Thema stand
der Bildungskongress, den
wir Ende Oktober in Dresden
veranstaltet haben. Und be-
reits der Titel macht deutlich,
um was es uns geht. Es geht
darum, mit dem Rückenwind
unseres guten Abschneidens
beim PISA-Ländertest den
Unterricht an sächsischen
Schulen noch besser zu ma-
chen.

Im Schulpolitischen Pro-
gramm der Staatsregierung
sind Maßnahmen vorgesehen,
mit denen wir die Unter-

richtsqualität weiter steigern
wollen. Das Maßnahmenbün-
del wurde beim Bildungs-
kongress vorgestellt und dis-
kutiert.

Neue Lehrplangeneration,
Bildungsstandards und
Lehrerfortbildung sind eini-
ge der Stichworte in diesem
Zusammenhang. Für eine
neue Qualität von Schule wer-
den aber auch die Freiräume
sorgen, die der einzelnen
Schule zur wettbewerbs-
orientierten Profilierung ein-
geräumt werden.

Zu diesen Freiräumen, die
wir schaffen wollen gehört
auch, dass Schulleiter vor Ort
in höherem Maße als bisher
über einen Stundenpool ver-
fügen können, aus dem sie
Lehrerinnen und Lehrer für
besonderen Einsatz stunden-

mäßig entlasten können. Und:
Die Schulleitung soll ein ge-
wichtigeres Wort mitreden
können bei der Lehrer-Aus-
wahl. Der Dresdner Kongress,
bei dem diese und weitere

Perspektiven

„Sachsen macht Schule“

PISA-Studie und
die Perspektiven
Von Kultusminister MdL Professor Karl Mannsfeld

MdL Prof. Karl Mannsfeld

„Die Schulleitung

soll ein gewichtige-

res Wort mitreden

können bei der

Lehrer-Auswahl.“

Neue Lehrpläne, Bildungs-
standards und Lehrerfortbildung
sollen für besseren Unterricht an

Sachsens Schulen sorgen.
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Ansätze und Vorhaben disku-
tiert wurden, war aber keine
einmalige Veranstaltung. Er
bildete vielmehr den Auftakt
zu einer Reihe von zwölf bis
fünfzehn Regionalkonferen-
zen, bei denen in allen fünf
Regionalschulamtsbezirken
die Diskussion um eine noch
bessere Schule weitergeführt
werden wird.

Reformen
sind nötig

Beginnend noch im lau-
fenden Jahr sollen bei diesen
regionalen Zusammenkünften
nicht nur Vertreter der Schu-
len und der Kultusbehörden,
sondern auch Eltern und
Schüler sowie Vertreter aus
Wirtschaft, Wissenschaft und
von den Kommunen zu Wort
kommen. Sie alle haben ein
gewichtiges Wort dabei mit-
zureden, wenn es darum geht,
unsere Schule noch besser zu
machen. Nach Ende dieser
Veranstaltungsreihe soll dann
in einer Abschluss-Veranstal-
tung Bilanz gezogen werden.

Der am deutschen PISA-
Ländertest maßgeblich betei-
ligte Prof. Jürgen Baumert
hat unlängst im Rheinischen
Merkur Stellung genommen
zur Reformbedürftigkeit an
deutschen Schulen. „Ich glau-
be“, schreibt er, „die Refor-
men haben noch nicht richtig
begonnen. Wir haben immer
an der falschen Stelle über Re-
form diskutiert. Über Struk-
turformen, über Klassen-
größen und über Pflichtstun-
den. Diese Fragen sind nicht
unbedeutend, aber wir sind
nicht an das Kerngeschehen
der Schule, das heißt an den
Unterricht, seine Qualität und
seine Ergebnisse herange-
gangen.“

Ich finde, hier trifft der
gelegentlich auch als „Mr.
PISA“ titulierte Fachmann
den Kern der Sache. Und die-
se Erkenntnis steht diametral
zu dem, was sich die bunt zu-
sammen gewürfelte Volks-
initiative auf die Fahnen ge-
schrieben hat. Ihr nämlich
geht es nur um ein ganz
schlichtes Ziel – nach dem

Perspektiven

Motto: Kleiner ist feiner. An
keiner Stelle der Vorschläge
wird auf die Qualität des Un-
terrichts und auf die Maßnah-
men zur Verbesserung der
Arbeit der Einzelschule ein-
gegangen. Man tut so, als ob
mit kleineren Klassen und
kleineren Schulen alles auto-
matisch besser und leichter
würde. Das ist realitätsfern
und im Hinblick auf die Zu-
kunftschancen unserer jungen
Generation unverantwortlich.

Die besseren
Argumente

Wir wollen und werden
diesem untauglichen Versuch,
das sächsische Schulgesetz zu
verändern, ein besseres Schul-
konzept gegenüber stellen.
Wir brauchen dabei keiner
Diskussion aus dem Weg zu
gehen. Denn unsere bisheri-
gen Leistungen können sich
sehen lassen. Und wir bauen
auf die Überzeugungskraft
der besseren Argumente. Im
Interesse unser Schülerinnen
und Schüler.

„Wir wollen und

werden diesem

untauglichen Ver-

such, das sächsi-

sche Schulgesetz

zu verändern, ein

besseres Schul-

konzept gegenüber

stellen.“

„Kleiner ist feiner“ - das mag
zwar bisweilen stimmen. Aber in
den Schulen kommt es in erster
Linie auf die Qualität des Unter-
richts an.

F
O

T
O

: 
 D

Ö
R

IN
G

/P
LU

S
 4

9

  ❑



28 10/02

F
O

T
O

: 
D

Ö
R

IN
G

/P
LU

S
 4

9

Letzte Seite

Schreiben Sie uns!
Liebe Leserin, lieber Leser,
wenn Sie diese Sonder-Ausgabe des Informationsdienstes der CDU-Fraktion des Sächsischen
Landtages angesprochen hat: Einfach die unten vorbereitete Postkarte ausschneiden, ausfül-
len, frankieren, einwerfen - und schon werden Sie monatlich, kostenlos und kompetent über
unsere Arbeit informiert. Oder: Senden Sie uns ein Fax - 0351/4935444.

CDU-Fraktion
des Sächsischen Landtages

-Pressestelle-

Bernhardt-von-Lindenau-Platz 1

❏  Ja,
ich möchte von der nächsten Ausgabe an
den Informationsdienst „Direkt“ regelmäßig
beziehen. Mit der Speicherung meiner Da-
ten zu diesem Zweck bin ich einverstanden.

❏  Ich benötige weitere Exemplare dieser
Sonder-Ausgabe.
Anzahl:      (       )

Absender:

(Straße und Hausnummer oder Postfach)

(Postleitzahl) (Ort)
D - 01067 Dresden

✁

Bitte
ausreichend
frankieren!

Schulpolitisches
Programm

„Durch Qualitätssteige-
rung an Europas Spitze“ -
unter dieser Überschrift
steht das Schulpolitische
Programm der Sächsischen
Staatsregierung. Darin sind
die Maßnahmen und Pro-
zesse dargestellt, mit de-
ren Hilfe die Qualität an
sächsischen Schulen in den
nächsten Jahren noch wei-
ter gesteigert werden soll.
Beim Bildungskongress
„Sachsen macht Schule -
PISA und die Perspekti-
ven“ wurde das Programm
vorgestellt und diskutiert.
In gut einem Dutzend
Regionalkonferenzen im
Land soll der Diskussions-
prozess weiter geführt und
vertieft werden. Die PISA-
Studie hat es gezeigt: Sach-
sens Schülerinnen und
Schüler belegen in
Deutschland einen Spitzen-
platz. Im Vergleich der ost-
deutschen Ländern liegen
sie mit ihren Leistungen
sogar auf Platz eins. Die-
ses Ergebnis ist eine Be-
stätigung der erfolgreichen
sächsischen Schulpolitik
der vergangenen Jahre.
Und es ist ein Beleg für
die engagierte Arbeit der
Lehrerinnen und Lehrer im
Freistaat. Aber „gut“ ist der
sächsischen Staatsregie-
rung „nicht gut genug“. Sie
will, dass sächsische Schu-
len zur Spitzengruppe in
Europa aufschließen. Die-
ses ehrgeizige Ziel wird
durch die weitere Verbes-
serung der Qualität in den
Schulen erreicht.
Das Schulpolitische Pro-
gramm der Staatsregierung
finden Sie im Internet un-
ter www.sachsen-macht-
schule.de/programm.




